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Zu den Beſtrebungen auf Reform der Gemeinde- 
ordnung. 


(Fortſetzung.) 


Bei dem Vorſchlage auf Errichtung von Verwaltungsgemeinden 
beziehungsweiſe auf zwangsweiſe Creirung ſolcher Gemeinden ging 
der Sonderausſchuß des Landtages, wie er in ſeinem Berichte ſagt, 
von der Erkenntniß aus, daß auf anderem Wege als durch Zwang 
eine Vereinigung der Gemeinden zu größeren, vermögenderen Körpern 
nicht zu erzielen ſei. Er (der Sonderausſchuß) könne nämlich die vom 
Landesausſchuſſe bei ſeiner Vorlage gehegte Hoffnung, daß manche 
Gemeinden ſich zur gemeinſchaftlichen Geſchäftsführung im Wege frei⸗ 
willigen Uebereinkommens leichter herbeilaſſen, werden, wenn dies 
auch bezüglich nur eines Theiles des ſelbſtſtändigen, nämlich des orts⸗ 
polizeilichen Wirkungskreiſes geſchehen könne, nicht theilen, da die bis— 
herigen Erfahrungen gegen ſolche Annahme ſprechen. 

Eine Reihe von Rednern trat zur Vertheidigung der Propo⸗ 
ſition der Creirung von Verwaltungsgemeinden auf. Doch wurde in 
Weſenheit nur Nachſtehendes dafür vorgebracht. 

Ein Redner ſagt: „Es ſind mehrere Bedenken laut geworden 
über die Schaffung eines ſolchen neuen Organismus und insbeſondere 
iſt die Anſicht ausgeſprochen worden, daß durch dieſe ſogenannte Ver⸗ 
waltungsgemeinde die Confuſion noch viel größer werden dürfte. Ich 
kann mich dieſen Bedenken nicht anſchließen, denn ich glaube, wenn 
ſich Ortsgemeinden, Bezirksvertretungen, Bezirkshauptmannſchaften, 
Landesregierung und Landesausſchuß mit der Vorlage für den Land⸗ 
tag beſchäftigen, wie ein ſolcher neuer Organismus zu bilden wäre, 
ſo könnten wir doch verſichert ſein, dieſer Organismus werde ein ſolcher 
ſein, der auch die mehrfache Zahl von Concurrenzen, die jedes einzelne 
Specialgeſetz bis jetzt aufgeftellt hat, übernehmen kann. Wohl aber 
finde ich darin eine Confuſion, wenn für Schul-, Kirchen- und Landes⸗ 
cultur⸗Angelegenheiten, für Schubſtationen und Wohlthätigkeitsanſtalten 


nun in jeder einzelnen Gemeinde eine neue Concurrenz geſchaffen 
werden ſoll und hieraus kaun ſich die Schwierigkeit ergeben, daß die 
betreffenden Parteien drei oder vier Organismen aufſuchen, mit denen 
ſie bei früheren Auläſſen in Verkehr getreten waren, um zu erfahren, 
daß fie im fünften Falle wieder eine neue Obrigkeit aufzusuchen 
haben. Ich bin daher der Ueberzeugung, daß in der Schaffung der 
neuen Verwaltungsgemeinde die Gefahr, einen neuen Organismus 
zu bilden, der die Zahl der alten vermehrt, nicht zu befürchten iſt, 
ſondern dieſe Verwaltungsgemeinde wird. vielmehr geeignet erſcheinen, 
die Zahl der übrigen in ſich aufzunehmen. Der Sonderausſchuß 
glaubte, daß durch die Schaffung einer ſogenannten Verwaltungs⸗ 
gemeinde durch die Zuſammenziehung der Vorſteher der einzelnen ver⸗ 
bleibenden Gemeinden und einiger Ausſchußmitglieder in einen Or⸗ 
ganismus alle übrigen Organismen, die derzeit beſtehen, überflüſſig 
werden und ſowohl die autonomen Organe ſelbſt, wie auch die Re⸗ 
gierungsorgane zur Erfüllung ihrer geſetzlichen Pflichten geeigneter 
gemacht werden. Die Schaffung der Verwaltungsgemeinde ſollte ja 
eben jene Verwaltungseinheit bilden, in der eine größere Zahl von 
Gemeinden ſich vereinigt, ſo daß das Beſchlußfaſſungsrecht, die eigent⸗ 
liche Wahrung der Autonomie nicht aufgegeben wird, daß aber die 
unleugbar zur Conſiſtenz nothwendigen Arbeiten an ein entſprechendes 
Organ übertragen und dem Sicherheitsorgane die Möglichkeit zur 
vollkommenen Erfüllung ſeiner Pflichten geboten wird, daß ferner ein 
Mann, der es ernſt mit ſeinem Amte nimmt, die Wahl zum Ge⸗ 
meindevorſteher übernehmen kann, ohne befürchten zu müſſen, den 
übernommenen Verpflichtungen nicht gerecht zu werden oder ſogar 
beim beſten Willen und muſterhaften Eifer auch noch um ſeinen guten 
Namen zu kommen.“ 8 
Ein anderer Redner ſagt: „Ich glaube und halte feſt daran, 
daß die Autonomie der Gemeinde das Mittel ift, die Ortspolizei gut 
verſehen zu können; nur muß ſie eben lebenskräftig ſein. Es handelt 
ſich dabei nicht nur um Perſonen, nicht nur um größere Einheiten 
der moraliſchen Perſonen, es handelt ſich insbeſondere noch um die 
Verfügung über die materiellen Mittel. Die Erfahrung, die wir in 
biefer Hinſicht geſammelt haben, zeigt Folgendes: In kleinen Gemeinden 
ſind ungenügende Mittel vergeudet worden; die Mittel, welche die 
kleinen Gemeinden aufgebracht haben, konnten den Zwecken nicht ent⸗ 
ſprechen, weil fie eben hiefür viel zu gering waren. Durch die Ver⸗ 
einigung von Ortsgemeinden bezüglich des ortspolizeilichen Wirkungs⸗ 
kreiſes ſchaffen wir aber ein Organ, welches in der Lage iſt, über 
größere Mittel zu verfügen und dieſe Mittel auch zweckentſprechend 
zu verwenden. Ich bin daher unbedingt für die Vorlage des Sonder⸗ 
ausſchuſſes. Ich ſehe darin einen mächtigen Fortſchritt gegenüber den 
bisherigen Verhältniſſen und ſehe darin insbeſondere den Fortſchritt, 
welcher die beſtehenden moraliſchen Perſonen, die Gemeinden am 
meiſten ſchont und am beſten geeignet iſt, die weitere Ausbildung 
derſelben zu einer gedeihlichen Thätigkeit zu fördern.“ 
Ein dritter Redner ſagt: „Was der Sonderausſchuß in Ge⸗ 
meindeangelegenheiten in dieſer Beziehung beſchloſſen hat, dazu wurde 
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er durch die Nothwendigkeit gedrängt und wenn er einen Geſetzent⸗ 
wurf in der vorliegenden Faſſung zur Annahme empfiehlt, ſo hat er 
fi dazu nur von dem Beweggrunde leiten laſſen, daß er jene Zwangs⸗ 
methode, die er in das Geſetz aufgenommen hat, für die Ortsge⸗ 
meinden als ſchonender anſieht; denn in der Majorität des Sonder⸗ 
ausſchuſſes hätte die imperative Zuſammenlegung der Gemeinden ſicher 
auch Beifall und Auerkennung gefunden. Alle individuellen Gemeinde⸗ 
weſen wären durch eine imperative Zuſammenlegung verſchwunden 
und in die größere Ortsgemeinde aufgegangen, die einzelne dermalige 
Gemeinde, für welche die betreffenden Gemeindeinſaſſen vielleicht in 
ihrer Mehrheit ein lebhaftes Intereſſe haben, würde aufhören; allein 
durch die Schaffung eines ſolchen Mitteldinges, wie es die Verwal⸗ 
tungsgemeinde iſt, wird die Empfindlichkeit der einzelnen Gemeinde— 
organismen in keiner Weiſe berührt und das Selbſtbewußtſein ders 
jelben nur gehoben. Man hat darauf hingewieſen, daß es gewiß eine 
höchſt auffallende Erſcheinung ſei, daß Trennungsbeſtrebungen an den 
hohen Landtag in ſo großer Zahl herangetreten ſind, während anderer— 
ſeits nur äußerſt wenig Geſuche um Vereinigung mehrerer Gemeinden 
vorgelegt wurden. Gerade dieſe Gelüſte der Gemeinden nach Trennung, 
die weſentlich noch dadurch geſtärkt wurden, daß man auf die Tren⸗ 
nung von Gemeindeorganismen ſo leicht eingeht, ſollen ein Beſtim— 
mungsgrund ſein, die Vorlage des Sonderausſchuſſes anzunehmen; 
denn wenn einmal dieſe Zwiſchengemeinden geſchaffen ſind, dann iſt 
es ziemlich gleichgiltig, ob man die dermalen beſtehenden Drtögemein- 
den in ihre einzelnen Atome auflöſt oder nicht, weil der Wirkungs- 
kreis, der dieſen kleinen Atomen bleibt, ein derartiger iſt, den dieſelben 
auch wirklich erfüllen können.“ Den Rechtsgrund auf zwangsweiſe 
Zuſammenlegung der beſtehenden Gemeindeorganismen legt derſelbe 
Redner in folgender Weiſe dar: „Ich finde den Rechtsgrund dazu 
im öffentlichen Recht. Damit ein Gemeinweſen exiſtire, müſſen gewiſſe 
Vorausſetzungen eingetreten fein und die Bedingungen der Exiſtenz 
gegeben werden. Da jedes Individuum das Recht hat, zu beſtehen, 
ſo müſſen, wenn dasſelbe unter den gegebenen Bedingungen nicht 
beſtehen kann, eben andere Bedingungen geſchaffen werden. Darin 
liegt der Rechtsgrund für eine zwangsweiſe Vereinigung von Ge⸗ 
meinden.“ 

Aus den Darlegungen des Vertreters der Regierung Statthal⸗ 
ters Baron Kübeck ſeien folgende Aeußerungen angeführt: 

„Es wurde ein Theil der Gründe der Reformbedürftigkeit nicht 
fo ſehr in der Gemeindeorganiſation, als in den organiſchen Einrich⸗ 
tungen der politiſchen Bezirksbehörden geſucht. Daß dies in ſeinem 
vollen Umfange ſeine Richtigkeit habe, möchte ich doch einigermaßen 
bezweifeln. Wenn auf eine nothwendige Aenderung dieſer organiſchen 
Einrichtungen hingewieſen wird, ſo möchte ich in dieſer Beziehung 
darauf hinweiſen, daß hiedurch, nachdem die politiſche Organiſation 
erſt der jüngſten Zeit angehört, eine gewiſſe Unruhe in der Geſetz— 
gebung herbeigeführt würde. Der Fehler dürfte daher anderswo oder 
mindeſtens nicht allein in der räumlich großen Ausdehnung der poli— 
tiſchen Bezirksbehöͤrden zu ſuchen fein. Meines Erachtens liegt der 
Fehler in dem Abgange des Zuſammenwirkens aller hiezu berufenen 
Factoren. Ich glaube, daß den dermaligen Ortsgemeinden ein zu 
vielfacher Wirkungskreis zugewieſen iſt, ſo daß die ſtaatliche Executive 
von den Gemeinden, ſei es in dem eigentlich ſtaatlichen, ſei es in dem 
mit der ſtaatlichen Action oft innig zuſammenhängenden ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſe, nicht in dem Maße unterſtützt wird, als dies für eine 
geordnete Gemeindeverwaltung wünſchenswerth iſt. 

In der Scheidung des Wirkungskreiſes der Gemeinden in den 
ſelbſtſtändigen, ortspolizeilichen und übertragenen erkennt die Regie⸗ 
rung, weil dieſe Eintheilung eine vollkommen ſachgemäße iſt, eine 
weſentliche Verbeſſerung gegenüber der bisherigen Eintheilung. Dieſe 
Eintheilung wird meines Erachtens zur Belebung der Verhältniſſe 
der Gemeindeverwaltung und zur effectiven Handhabung des Geſetzes 
nicht wenig beitragen. Die Schaffung von Verbänden, um die den 
Gemeinden aus dem ortspolizeilichen und übertragenen Wirkungskreiſe 
zukommenden Verpflichtungen zu leiten und zu erfüllen, iſt eine Noth⸗ 
wendigkeit, denn fie muß zur Beſorgung ſchon der einfachſten gemein. 
ſamen Anſtalten und zur Aufbringung der damit verbundenen Koſten 
vorhanden ſein. Solche Verbände müſſen vorhanden ſein, weil, wenn 
es bei der Mehrzahl der Gemeinden bei den gegenwärtigen Einrich⸗ 
tungen ſein Verbleiben hätte, von einer Reform des Gemeindeweſens 
wenig oder gar nicht die Rede wäre. Die Handhabung der Geſetze 
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bliebe wieder in Frage geſtellt und das neue Geſetz bliebe in den 
meiſten Gemeinden zum Nachtheile der einzelnen Gemeinden und zum 
Nachtheile des Landes wieder ein todter Buchſtabe. Mit der Aenderung 
des Inſtanzenzuges in den ortspolizeilichen Agenden und deſſen Ueber— 
tragung an die politiſchen Behörden erſter Inſtanz wird der Noth— 
wendigkeit eines engeren Wechſelverkehres, eines innigeren Verbandes 
der autonomen Körperſchaften mit der Executive Ausdruck gegeben. 
Die Regierung weiß zwar, daß hiedurch den politiſchen Behörden eine 
nicht unerhebliche Geſchäftsvermehrung zuwachſen würde, wird jedoch 
dieſe Conſequenz hinnehmen, wenn dieſelbe moͤglichſt abgeſchwächt 
wird, was aber nur dadurch geſchehen kann, daß die untergeordneten 
Gemeindeorgane minder zahlreich, dafür aber qualitativ geeigneter 
wären, als die beſtehenden. Dies würde nun auf dem Wege geſchehen, 
den der vorliegende Geſetzentwurf andeutet, wonach ohne Schädigung 
des autonomen ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes der Ortsgemeinde zwi⸗ 
ſchen der unterſten Gemeinde und der politiſchen Bezirksbehörde ein 
Verband von Gemeinden zur Beſorgung und Erfüllung des ortspoli⸗ 
zeilichen und übertragenen Wirkungskreiſes geſchaffen würde. Daß 
hiebei die Mitwirkung der Orsgemeindevorſteher nicht ausgeſchloſſen 
bliebe, iſt ſelbſtverſtändlich. Ohne einen ſolchen mit einem entſprechen⸗ 
den Executiv⸗ und Vertretungskörper ausgeſtatteten Verband würden 
die politiſchen Behörden in ortspolizeilichen Angelegenheiten wohl kaum 
das zu leiſten im Stande fein, was man von ihnen vielleicht erwar— 
ten würde, ſelbſt wenn ſie in ihrer Ausdehnung eingeſchränkt würden.“ 

Dieſer Regierungsanſchauung trat Kaiſerfeld mit folgenden 
Worten entgegen: „Man meint, eine Aenderung der politiſchen Behör⸗ 
den, ihrer Organisation ſei ja gegenwärtig verfrüht, es ſei ja erſt im 
Jahre 1868 das Geſetz über ihre Organiſirung erſchienen. Allerdings 
iſt die Organiſirung erſt im Jahre 1868 vorgenommen worden, 
allein die Vorausſetzung, von welcher man ausging, war die, daß den 
Gemeinden und anderen autonomen Körperſchaften ein großer Theil 
der Agenden zugewieſen ſei, welche früher den politiſchen Behörden 
zugehört haben, und daß dieſe Agenden von ihnen beſorgt werden 
können, ohne ihnen ein zu großes Opfer zuzumuthen. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung aber, ſowie die Hoffnung auf Entlaſtung der politiſchen Be⸗ 
hörden und die Hoffnung, daß den Gemeinden noch mehr zugewieſen 
werden könne, hat ſich nicht erfüllt. Man meint, es würde eine große 
Unruhe herbeiführen, wenn man jetzt wieder die politiſche Organiſation 
ändern würde. An den Grundſätzen der politiſchen Organiſation rüttle 
ich ja nicht, daß dieſe aber ungenügend iſt, beweist ja die tägliche 
Erfahrung; Beweis dafür iſt aber auch das, was die Regierung thut, 
denn es iſt ja kaum ein Jahr, oder zwei, daß die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft Liezen in zwei Bezirke getheilt werden mußte, und in dieſem 
Augenblicke iſt man daran, auch die Bezirkshauptmannſchaft Cilli zu 
theilen. Eine Unruhe und Unſicherheit im dienſtlichen Verkehre tft da- 
durch nicht entſtanden, und kann auch nicht entſtehen, wenn von Fall 
zu Fall dem Bedürfniſſe Rechnung getragen wird, und von Fall zu 
Fall ſolche Aenderungen auch bei anderen Bezirkshauptmannſchaften 
vorgenommen werden. Ich bin der Regierung ſehr dankbar dafür, 
daß fie einem erweiterten Aufſichtsrechte der politiſchen Behörden und 
einem erweiterten Inſtanzenzug an dieſelben zuſtimmt; allein ſie fügt 
noch hinzu, daß wenn ſie das thut, ſie daun fordere, daß die entſpre— 
chenden Organe der Zahl nach verringert, der Qualität nach verbeſſert 
werden. Ich hingegen fordere, daß die politiſche Organiſation geändert 
wird, und es wird dann nicht nothwendig ſein, daß man deßwegen 
dann zwiſchen die Gemeinde und die Regierung ein neues Glied eine 
ſchalte, was nach meiner Anſicht den geraden Gegenſatz der Autonomie 
bilden und nichts anderes ſein würde, als eine bequemere Einrichtung 
für die Regierung und ſehr theuer für die Gemeinde.“ 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, welcher der beiden Texte des böhmiſchen Landesgeſetz⸗ 

blattes bezüglich der vor dem Normative (durch böhm. Landesgeſetz 

vom 15. Februar 1867, Nr. 13 L. G. Bl.) erſchienenen Landes⸗ 
geſetze der authentiſche ſei. 


In der Stadtgemeinde R. wurde die Neuwahl des Gemeinde⸗ 
Ausſchuſſes am 15., 18. und 20. December 1873 vorgenommen und 


zwar wurden hierbei von jedem der drei Wahlkörper je 12 Ausſchuß⸗ 
und 3 Erſatzmänner gewählt. Anton S. und Conſorten erhoben jedoch 
die Einwendung, daß zuwider der Beſtimmung des § 14 G. O 
Alinea 2 in jedem Wahlkörper anſtatt 6 nur 3 Erſatzmänner gewählt 
worden ſind und daß ferner bei dem Umſtande, als in jedem Wahl 
körper 12 Gemeinde⸗Ausſchüſſe und 6 Erſatzmänner, zuſammen alſo 
18 Perſonen zu wählen waren, jeder Wahlkörper wenigſtens aus 
36 Wahlberechtigten beſtehen ſollte, während thatſächlich im erſten 
Wahlkörper nur 30 Wahlberechtigte eingereiht waren. 

Der Gemeindevorſtand in R. berief ſich zur Rechtfertigung des 
Wahlvorganges auf den Wortlaut des § 14 G. O., Alinea 2 im böh⸗ 
miſchen Texte. Nun beſteht aber zwiſchen dem deutſchen und dem 
böhmiſchen Texte dieſer Geſetzſtelle eine Differenz. Während nämlich 
§ 14 G. O., Alinea 2 des deutſchen Textes beſtimmt, daß in jeder 
Gemeinde Erſatzmaͤnner zu beſtehen haben, deren Zahl die Hälfte 
der Ausſchußmitglieder zu betragen habe, iſt im böhmiſchen 
Texte geſagt, daß Erſatzmänner zu beſtehen haben, „deren Zahl die 
Hälfte der Zahl der Ausſchußmitglieder nicht über⸗ 
ſteigen darf“. Der Gemeindevorſtand von R. folgerte aus dieſem 
böhmiſchen Texte, daß es geſetzlich zuläſſig ſei, auch eine geringere 
Anzahl von Erſatzmännern als die Hälfte der Ausſchußmitglieder zu 
wählen. Da nach den Erfahrungen in der Gemeinde die Anzahl von 
9 Erſatzmännern zureichend erſcheine, ſo ſei die Zahl der in jedem 
Wahlkörper zu wählenden Erſatzmänner mit 3 feſtgeſetzt worden. Da 
hiernach jeder Wahlkörper 12 Ausſchußmitglieder und 3 Erſatzmänner 
zu wählen hatte, ſo ſeien in den erſten Wahlkörper gemäß § 16 
G. W. O. ganz richtig 30 Wahlberechtigte eingereiht worden. 

Die Statthalterei fällte hierauf folgende Entſcheidung: „Nach⸗ 
dem erſt mit dem Landesgeſetze vom 15. Februar 1867, Nr. 13, 
L. G. Bl. feſtgeſetzt wurde, daß beide Texte der im Landesgeſetz⸗ 
blatte kundgemachten Geſetze und Verordnungen authentiſch find, be⸗ 
züglich der vor dieſem Jahre kundgemachten Landesgeſetze auf Grund⸗ 
lage der kaiſ. Patente vom 27. December 1852, R. G. Bl. Nr. 260, 
und vom 1. Jänner 1860, R. G. Bl. Nr. 3, der deutſche Tert 
als der authentiſche angeſehen werden muß, ſo kann auch im Falle 
einer Divergenz zwiſchen dem deutſchen und böbmiſchen Texte eines 
bis zum Jahre 1867 kundgemachten Landesgeſetzes immer nur zunächſt 
auf den deutſchen Text zurückgegangen und dieſer als entſcheidend 
erkannt werden. Da nun § 14, Alinea 2, des Gemeindegeſetzes vom 
16. April 1864 im deutſchen Texte die ausdrückliche Beſtimmung 
enthält, daß die Anzahl der zu wählenden Erſatzmänner einer Ger 
meinde die Hälfte der Zahl der Ausſchußmitglieder zu betragen hat, 
ſo kann auch die nach dem böhmiſchen Texte dieſer Geſetzesſtelle zu⸗ 
läſſige Auslegung, zufolge welcher dieſe Anzahl der Erſatzmänner auch 
weniger als die Hälfte der Zahl der Ausſchußmitglieder betragen 
könnte, umſoweniger als die richtige anerkannt werden, als § 14, 
Alinea 3, der G. O. ) bezüglich der Ergänzung der Zahl der Erſatz⸗ 
männer in gleicher Weiſe eine beſtimmte poſitive Anordnung enthält, 
ſomit bei der Zuſammenhaltung dieſer geſetzlichen Beſtimmungen auch 
nur die im deutſchen Texte des § 14, Alinea 2, G. O. zum Aus⸗ 
druck gelangte poſitive Norm als maßgebend erſcheinen kann“. 

Auf Grundlage dieſer Erwägung wurden demnach die am 15., 
18. und 20. December 1873 ſtattgefundenen Wahlen der Gemeinde⸗ 
vertretung für die Stadtgemeinde R. über die diesfalls erhobenen 
Einwendungen des Anton S. und Genoſſen auf Grund des § 32 
der G. W. O. außer Wirkſamkeit geſetzt und die Vornahme einer 
Neuwahl, von der Anfertigung und Auflegung neuer Wählerliſten an⸗ 
gefangen angeordnet, weil bei den durchgeführten Wahlen in Rückſicht 
auf das Vorhandenſein von 1025 Wahlberechtigten wohl 36 Aus⸗ 
ſchußmitglieder, jedoch nur 9 Erſatzmänner gewählt wurden, nach 
Maßgabe des § 14, Alinea 2, G. O. aber in jedem Wahlkörper 
je 6, ſomit zuſammen 18 Erſatzmänner zu wählen waren und weil 
ſich ſonach auch die der Wahl zu Grunde gelegten Wählerliſten der 
einzelnen Wahlkörper als unrichtig darſtellen, indem im erſten Wahl⸗ 


1 


31 — 
Gegen dieſe Statthaltereientſcheidung hat der Gemeindevorſtand 
von R. die Miniſterialbeſchwerde eingebracht, in welcher geltend ge⸗ 
macht wurde, daß R. eine böhmiſche Gemeinde jet und das Gemeinde⸗ 
geſetz vom Jahre 1864 nur in böhmiſcher Sprache erhalten habe. 
Das Gemeindegeſetz ſei in deutſcher und in böhmiſcher Sprache im 
Landtage berathen und beſchloſſen und dann a. h. Orts ſanctionirt 
worden, ſomit ſeien beide Texte giltig. Die kaiſerl. Patente vom 
27. December 1852 und vom 1. Jänner 1860 beziehen ſich nur 
auf das Reichsgeſetzblatt, nicht aber auf das Landesgeſetzblatt, bezie⸗ 
hungsweiſe auf Landesgeſetze. In R. genüge die Zahl von 9 Erſatz⸗ 
männern; es ſei bereits durch drei Wahlperioden immer nur dieſe 
Anzahl von Erſatzmännern gewählt worden, ohne daß dies beanſtän⸗ 
dei worden wäre, obgleich im Jahre 1870 ſämmtliche Wahlacte der 
Statthalterei vorlegt worden ſeien. Anbelangend die Divergenz zwi— 
ſchen dem deutſchen und böhmiſchen Texte des $ 14 der G. O. liege 
die Vermuthung nahe, daß im deutſchen Texte die Wörtchen „nicht 
über“ ausgelaſſen wurden. Der Recurs erſcheine hier zuläſſig, nach— 
dem die Statthalterei in dieſem conereten Falle im Principe ent⸗ 
ſchieden, beziehungsweiſe den Sinn des Geſetzes geändert habe. 

Das Miniſterium des Innern jedoch hat unterm 6. Juni 1874, 
3. 5991, dieſen Recurs im Grunde des $ 32 der G. W. O. für 
Böhmen als unſtatthaft zurückgewieſen. R. 


Vorausſetzung der Kündigungsfriſt nach § 25 Gew.⸗Ord. gegen 
den Orts- und Gewerbsgebrauch. 
Zur Beleuchtung des Dienſtentlaſſungsgrundes nach § 78, Punkt 
1 b Gew.⸗Ord. 

Franz R. trat am 15. September 1873 als Maurerpolier 
beim Baumeiſter B. in N. in die Arbeit, wurde aber vom letzteren 
am 14. November 1873 ohne alle Aufkündigung entlaſſen, weil er 
die Hauptmannsgattin W., als er in deren Hauſe beſchäftigt war, 
um ein Trinkgeld angeſprochen hatte. 

R. beſchwerte ſich diesfalls beim Stadtrathe in N., indem er 
erklärte, von B. gegen einen Wochenlohn von 20 fl. aufgenommen 
worden zu ſein, ohne daß bezüglich der Aufkündigungsfriſt irgend 
etwas verabredet worden ſei; auch habe er die Frau W. um ein 
Trinkgeld nicht angegangen, dieſelbe habe ihm ſolches vielmehr frei⸗ 
willig gegeben; er verlangte als Entſchädigung einen 14tägigen Lohn 
per 40 fl. Baumeiſter B. gab au, den R. entlaſſen zu haben, weil 
er trotz des hohen Lohnes wiederholt bei Frau W. um ein Trinkgeld 
bettelte, was für ihn als Baumeiſter kränkend ſei, da ja ſeine Kunden 
glauben müßten, er zahle ſeine Leute ſchlecht oder gar nicht. Da 
keine Aufkündigung verabredet worden, ſei er auch zu keiner Zahlung 
verpflichtet. Frau W. gab an, daß der in ihrem Hauſe beſchäftigte 
Polier R. ihr wenig Urſache zur Zufriedenheit gegeben habe, indem 
er weder ſelbſt Hand anlegte, noch ſeine Leute anzueifern wußte. 
Drei Mal ſei er zu ihr um ein Trinkgeld betteln gekommen; das 
letzte Mal habe ſie ihm, um ihn los zu werden, 2 fl. gegeben und hier— 
auf dieſen Umſtand dem Baumeiſter B. mitgetheilt, da ſie ſich durch 
dieſe Bettelei beleidigt fand. Der als Zeuge vernommene Baumeiſter 
Sch. äußerte daß in N. keine Kündigung bet feiner Profeſſion ein⸗ 
geführt ſei; Maurer können täglich entlaſſen werden, einen Polier 
pflege man zu verſtändigen, daß er in acht Tagen gehen könne. 
Uebrigens ſei in N. eine Maurergenoſſenſchaft nicht vorhanden. 
Hierauf erkannte der Stadtrath, B. fer nicht ſchuldig, dem R. 
die verlangte Entſchädigung zu leiſten, weil, abgeſehen davon, daß in 
N. beim Maurergewerbe eine Kündigung nicht eingeführt ſei und 
ſelbſt ein Polier nach acht Tagen entlaſſen werden kann, ſich der 
Kläger der Uebertretung des § 78, Punkt 1 b der Gewerbeordnung 
ſchuldig gemacht habe und daher B. berechtigt war, den R. ſogleich zu 
entlaſſen. 

R. legte nun bei der Statthalterei Beſchwerde ein, indem er 
geltend machte, daß die alleinſtehende Ausſage der Frau W. die ihm 


körper nur 30 Wahlberechtigte einbezogen erſcheinen, während nach angeſchuldigte Thatſache nicht als erwieſen hinſtelle, daß ſeine Hand⸗ 
Anordnung des $ 16 G. W. O. dieſer Wablkörper mindeſtens 36 lungsweiſe, ſelbſt wenn fie erwieſen wäre, nicht den Thatbeſtand des 


Wahlberechtigte zu enthalten hat. 


) Dieſer Abſatz lautet: „Iſt dieſe (nämlich die in Aline 2 des § 14 
beftimmte) Zahl der Erſatzmänner durch die Zahl der Wahlkorper nicht theilbar, fo 
muß dieſelbe auf die nächſte hiedurch theilbare Zahl erhöht werden“. 


§ 78, Punkt 1 b begründe, endlich daß nach § 75 feiner Entlaſſung 
eine 14tägige Aufkündigungsfriſt hätte vorhergehen ſollen. 

Die Statthalterei hat das Erkenntniß der erſten Inſtanz auf⸗ 
gehoben und ausgeſprochen, B. ſei ſchuldig, dem R. den verlangten 
14 tägigen Lohn per 40 fl. zu vergüten, weil das dem Letzteren nach⸗ 


gewieſene Verſchulden die ſogleiche Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes 
nach § 78, Punkt 1b noch nicht begründet und in Ermanglung eines 
beſonderen Uebereinkommens nach $ 75 eine 14tägige Aufkündigungs⸗ 
friſt vorauszuſetzen iſt. 

Dem dagegen ergriffenen Recurſe des Baumeiſters B. hat das 
Miniſterium des Innern ddo. 29. Mai 1874. 3. 6674 mit Rückſicht 
auf die im Geſetze begründete Entſcheidung der Statthalterei keine 
Folge gegeben. 55 


Wählbarkeit von Ordensgeiſtlichen in die Gemeindevertretung. 


Bei der am 6. December 1873 ſtattgehabten Wahl eines 
Gemeinde⸗Ausſchuſſes in St. P. in Kärnten wurden die Capitulare 
des dortigen Benedictinerſtiftes und Katecheten an der Volksſchule 
daſelbſt, Roman Sp. und Plactdus R. als Ausſchußmitglieder gewählt. 
Die Genannten waren in die Wählerliſte des erſten Wahlkörpers 
aufgenommen und wurde eine Einwendung dagegen in der vorgeſchrie— 
benen Friſt nicht angebracht. Der Gemeindevorſteher brachte das 
Wahlergebniß nach Vorſchrift der Gem.⸗Wahlordnung ($ 31 alinea 2) 
zur Kenntniß der Bezirkshauptmannſchaft und regte hiebei den Zweifel 
an, ob die Genannten als im Vollgenuß der bürgerlichen Rechte 
befindlich und ſonach als wählbar angeſehen werden können. 

Die Bezirkshauptmannſchaft fand in der That die Wahlen außer 
Kraft zu ſetzen, „weil die Gewählten für ihre Perſon weder wahlbe- 
rechtigt noch als Angehörige ihres Ordens eigenberechtigt find, ſonach 
im Grunde des § 9 G. W. O. von der Wählbarkeit ausgeſchloſſen 
erſcheinen“. = 

Dagegen recurrirten im Grunde des $ 31, Abſ. 3 G. W. O. 
die beiden Ordensgeiſtlichen an die Landesregierung, welche, der Be⸗ 
rufung Folge gebend, die erſtinſtanzliche Entſcheidung behob und die 
Giltigkeit der angefochtenen Wahlen ausſprach. Die Gründe der Ent: 
ſcheidung lauteten: „Die Gewählten find zufolge des § 1 Abſ. 2 
lit. a der G. W. O. Angehörige der Gemeinde St. P. und wird 
dies auch von keiner Seite beſtritten. Die Eintragung der Genannten in 
die Wählerliſte des erſten Wahlkörpers, gegen welche eine Einwendung 
nicht angebracht wurde, konnte nur auf Grund ihrer Angehörigkeit 
und des Vorhandenſeins der übrigen geſetzlichen Bedingungen erfolgt 
fein. Der Umſtand, daß die Genannten Ordensgeiſtliche, ſonach aller⸗ 
dings nicht im Vollgenuß der bürgerlichen Rechte ſind, kann ihre 
Ausſchließung von der Wählbarkeit nicht begründen ($ 9 G. W. O.) “. 

Gegen dieſe Entſcheidung der Landesregierung recurrirte der 
Gemeindevorſtand von St. P. mit der Behauptung, „daß Ordens⸗ 
geiſtliche nicht eigenberechtigt und nicht im Vollgenuſſe der bürger⸗ 
lichen Rechte ſind“. Jedoch auch das Miniſterium des Innern hat 
unterm 25. April 1874, 3. 3595, die Anſchauung der Landesregie⸗ 
rung getheilt, indem es dem Recurſe mit der Motivirung keine Folge 
gab, „daß den genannten Ordensgeiſtlichen die nach §S 9 der G. W. O. 
für Kärnten erforderlichen Eigenſchaften nicht aberkannt werden 
können“. 


In Betreff der Kranken-Verpflegskoſten⸗ Zahlungspflicht der Ge⸗ 
werbsgenoſſenſchaften. 


Der nach ungar. A. zuſtändige Gerbergehilfe Julius K., welcher 
bei dem Gerber Johann S. in Pr. in Böhmen in Arbeit ſtand, 
wurde am 24. Februar 1872 in das allgemeine Krankenhaus in Pr. 
aufgenommen, daſelbſt bis 23. März 1872 verpflegt und ärztlich 
behandelt, wofür Koſten im Betrage von 11 fl. 31 kr. aufgelaufen 
ſind. Da derſelbe nach Erhebungen Mitglied der Gerbergenoſſenſchaft 
war und den Beitrag vom 1. Jänner 1872 durch 8 Wochen in die 
Genoſſenſchaftscaſſe eingezahlt hatte, in Folge deſſen er auch aus der— 
ſelben Caſſe während ſeiner Krankheit eine Unterſtützung von 10 fl. 
26 kr. ausbezahlt erhielt, hat der Magiſtrat von Pr. entſchieden, daß 
die Genoſſenſchaft der Gerber verpflichtet ſei, die Krankenhausver⸗ 
pflegskoſten per 11 fl. 31 kr. für Julius K. binnen 14 Tagen zu 
bezahlen. 

5 Gegen dieſe Entſcheidung hat die Genoſſenſchaft den Recurs 
ergriffen und ausgeführt, daß die Mitglieder zwar einen Anſpruch auf 
Verpflegung und ärztliche Behandlung im Erkrankungsfalle, jedoch 
nur im Spitale der barmherzigen Brüder, fo wie auf eine wöchent⸗ 
liche Unterſtützung von 4 fl. haben. Aus dieſer im § 68 der Ger 
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noſſenſchafts⸗Statuten enthaltenen Beſtimmung gehe hervor, daß die 
Genoſſenſchaft nicht verpflichtet werden könne, für ein in einem andern 
Krankenhauſe verpflegtes Mitglied die Koſten zu zahlen. Diefe ſtatu⸗ 
tariſche Beſtimmung ſei ſowohl dem Arbeitgeber Johann S. als 
auch dem Arbeitnehmer Julius K. bekannt geweſen. Da K. keine 
Anweiſung von der Genoſſenſchaft zur Aufnahme in das Krankenhaus 
erhielt, ſondern lediglich von ſeinem Arbeitgeber dahin gewieſen wurde, 
ſo könne ſich das allgemeine Krankenhaus nur an dieſen halten. 
Hierüber lautete die Statthaltereientſcheidung, wie folgt: „Nach⸗ 
dem durch die gepflogenen Erhebungen ſichergeſtellt erſcheint, daß der 
Gerbergeſelle Julius K. bei Johann S., Gerbermeiſter in Pr., in 
Arbeit ſtand und zur Zeit dieſes Arbeitsverhältniſſes erkrankte, ſo wird 
über den Recurs der Gerbergenoffenſchaft das Erkenntniß des Magi— 
ſtrates, womit die genannte Genoſſenſchaft zur Berichtigung der für 
Julius K. im Pr’er allgemeinen Krankenhauſe erwachſenen Verpflegs⸗ 
koſten von 11 fl. 31 kr. verhalten wurde, behoben und Johann S. 
als Arbeitgeber des Julius K. in Gemäßheit der Beſtimmungen des 
h. Hofkanzleidecretes vom 10. März 1848, 3. 7777, für verpflichtet 
erkannt, den für denſelben in der erwähnten Krankenanſtalt erwach— 
ſenen vierwöchentlichen Verpflegskoſtenbetrag pr. 10 fl. 92 kr. zu 
berichtigen“. ö 
Gegen dieſe Entſcheidung legte Johann S. die Minifterial- 
berufung ein, indem er hervorhob, daß nach § 68 der Statuten die 
Genoſſenſchaft verpflichtet ſei, jedem unverſchuldet erkrankten Vereins- 
mitgliede die unentgeltliche Aufnahme ins Spital zu bewilligen, we⸗ 
bei die Arbeitgeber verpflichtet ſind, jedem Mitgliede, das in Arbeit 
ſteht und erkrankt, eine Anweiſung zur Aufnahme ins Spital auszu⸗ 
folgen. K. ſei nun Mitglied der Genoſſenſchaft geweſen und 
hatte daher Anſpruch auf die unentgeltliche Spitalspflege. Als 
derſelbe erkrankte, habe ihm Recurrent die Aufnahmsanweiſung 
mit dem Bemerken gegeben, daß er dieſelbe noch vom Vereinsvorſteher 
vidiren laſſen müſſe. K. habe aber dies nicht gethan und ſich auch 
nicht im Spital der barmherzigen Brüder, ſondern im allgemeinen 
Krankenhauſe zur Aufnahme gemeldet, woſelbſt er auch wirklich auf⸗ 
genommen worden iſt. Daß K. aus eigenem Antriebe gegen die Ver⸗ 
einsſtatuten handelte, könne doch dem Recurrenten, welcher ganz correct 
nach den Statuten vorgegangen iſt, keinen Schaden bringen. Sowohl 
nach dem Hofkanzleidecrete vom 27. Juli 1829 als nach § 68 der Sta: 
tuten ſei die Genoſſenſchaft zur Zahlung der Verpflegskoſten verpflichtet. 
Das Miniſterium des Innern hat unterm 7. Februar 1874, 
3. 1169 unter Behebung des Statthalterei-Erlaſſes erkannt, daß die 
Gerbergenoſſenſchaft in Pr., deren Mitglied Julius K. zur Zeit ſeiner 
Erkrankung war, verpflichtet ſei, die für feine Verpflegung im Pr.ber 
allgemeinen Krankenhauſe aufgelaufenen Koſten zu berichtigen, „weil 
nach dem noch immer in Wirkſamkeit beſtehenden böhmiſchen Guber— 
nialdecrete vom 13. Auguſt 1829, 3. 34801, Abf. IV die Innungen 
(gegenwärtig die an ihre Stelle getretenen Genoſſenſchaften) für 
ihre in das Pr’er allgemeine Krankenhaus zur Heilung gebrachten 
Mitglieder die Verpflegskoſten ohne Rückſicht darauf zu entrichten 
haben, ob die Innungen in eine andere Krankenanſtalt, wohin fie gewöhn⸗ 
lich ihre Kranken bringen, Pauſchalbeträge leiſten oder nicht.“ A. 


Perſoualien. 


Seine Majeſtät haben dem geheimen Rathe und Gouverneur der priv. öſterr. 
Nationalbank Dr. Joſeph Ritter v. Pipitz das Großkreuz des Leopoldordens 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem in den Ruheſtand tretenden Director der Leobener 
Bergakademie, Miniſterialrathe Peter Ritter v. Tunner das Comthurkrenz des 
Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. l 

Der Minifter des Innern hat dem Statthaltereiſecretär Victor Klima in 
Prag eine Viceſecretärsſtelle im Miniſterium des Innern verliehen. 


Erledigungen. 


Leichen beſchauarztesſtelle in Wien mit 600 fl. Gehalt und 150 fl. Quartier⸗ 
geld, bis 24. Auguſt. (Amtsblatt Nr. 172.) 5 

Concepts⸗Prakticantenſtelle bei der Finanz⸗Landesdirection in Linz mit 500 fl. 
eventuell 600 fl. Adjutum bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 172) 

Zwei Prakticantenſtellen beim Hauptpunzirungsamte mit 600 fl. Adjutum, 
bis Mitte Auguſt. (Amtsblatt Nr. 178.) ur- - 

Bezirkshauptmannsſtelle in Böhmen in der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 15. Anguſt. 
(Amtsbl. Nr. 177) f un . 

Eine Prakticantenſtelle mit 600 fl. Adjutum beim General-Probiramte, bis 
Ende Auguſt. (Amtsblatt Nr. 173.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


